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VERWALTUNGS GERICI{T GÖTTINGE N

li.{hIGA}iü

2 l, SeP. 2gg5

RÄ,{OCH

Az.:4 A 175/03

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL
der Verwaltu ngsrechtssache

Kläger,

Proz.-bev.: Rechtsanwalt Köch,
Ostorstraße 40, 301.59 ljdnnover

gergen

Beklagter,

; 1. juristische StaatsPrüfung

Verwaltungsgericht Göttihgen - 4. Kammer auf die mündliche Vefiandlung vom

2005 durch den'Vorsitzenden Richter am Verwattungsgericht I, den

am Venrvaltüngsgericht I, die Riöhterin am Verwahungsgericht II
sowie die ehrenamtliche Richterin Iund den ehrenamtlichen Richterl

.c

des

$

für Recht erkannt:
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Der Beklagte wird unter Aufhebung der Entscheidung des Prü-

lungsausschusses vom 17 .1 2.20A2 u nd des Widersp ruchsbeschei-
des des Beklagten vom 07.08.2003, soweit diese auf der Bewertung
der mündlichen Prüfung des Klägers im Pflichtfach Strafrecht beru-
hen, sowie unter Aufhebung des dem Kläger erteilten Prüfungs-
zeugnisses vom 20.12.2002 verpflichtet, über das Ergebnis iJer ers-
ten juristischen Staatsprüfung des Ktägers nach Durchführung einer
eineuten mündlichen Prufung im Pflicht{ach Strafrecht neu zu ent-
scheiden.

Die weitergehende Klage wird abgewiesen.

Die Kosten des Verfahrens tragen der Kläger zu 3/4 und der Be-

klagte zu 1/4.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Vollstre-
ckungsschuldner können die Vollstreckung durch Sicherheitsleis-
tung in Höhe des jeweils zu vollstreckenden Betrages abwenden,
wenn nicht der jewgilige Vollstreckungsgläubiger vor der Vollstre-
ckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Tatbestand

Der Klägeiwendet sich mit der Klage gegen die Bewertung seiner.Hausarbeit und seiner
Leistungen in der mündiichen Prüfung inr Rahmen des er,sten juristischen Staatsexamens.

Der Kläger studierte ab dem Wintersemester 1997/98 an der Georg-August-Univer$ität
Göttingen im Studiengang Rechtswissenschaften. lm April 2002 wurde ihm eine Ex-
amens-Hausarbeit aus der Wahlfachgruppe,,lntemalionales Privat- und Prozessrecht
sowie Rechtsvergleichung - Biirgerliches Recht mit dem Schworgewicht im Wahlfach"
zugeteilt'DieseHausarbeitwurdedurchdenErstkorrektorProf.fäus
Ilf mit 15 Punkten (,,gut'), durch den Zweitkonektor Rechtsanwalt I aus
tr jedoch nur mit 6 Punkten (,,ausreichencl') bewertet. Durch Stichentscheid vom
26'11,20a2bewefteteProl.EUniversität-,dieArbeitsodannmit9
Punkten (,,bef riedigend').

ln den Examensklausuren erzielte der Kläger bef riedigende und voll bef riedigencle Ergeb-
nisse, Selne Leistungen ln der am 17.12.2002 durchgefühfien mündlichen Prüfung wur-
den wie folgt bewe.rtet:
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Bürgerliches Recht (Pnifer; Prof.I Universität IF)
Strafrechi (Prüfer: prof . IUniversität I):
Öffentiiches Recht (Prüfer: MRI):
Wahllach (Prüfer: Prof .I Universität I):

6 Punkte,
4 Punkte,
5 Punkte,
6 Punkto.

Die'Prufungsgesamtnote wurde durch den Prufungsausschuss auf ,,befriedigencl" (7,90

Punkte) fesigesetzt. Unter dem 2AJ2.2002 wurde dem Kläger ein entsprechendes Zeug-

nis ausgestellt.

Am 17.01.2003 legte der Kläger gegen die Prüfungsentscheidung Wlderspruch ein und '

rügte die Aewe*ung.der Hausarbeit und.seiner Leistungen in der mrlndlichen Prüfung. Zur

Begründung führte er aus, die Auswahl des Zweitkorrektors sei rechtsfehlerhaft gewesen'

Oaäieser,nicht über die erforderliche fachliche Qualifikation verfüge, eine Hausarbelt aus

dem betreffenden Wahlfach zu konigieren. Die Bewertung der Hausarbeit durch den

Zweitkbrrektor wie auch durch den Vedasser des Stichentscheides leide unter Bewer-

lungsfehlern. Die Bewertung der Leistungen in de;lrnirndlichen lry|""g 
sei unter Verstoß

gegen das Gebot der Chancengleichheit zustande gekommeh' ln{olge.der zeitlichen Ver-

*"f,i"Orng, die durch die vezögerte Bewertung der Hausarbeit entständen s.ei, sei ef ge-. -

meinsam mit Frilflingen mündlich geprüft worden, die ein wesentlich schlechteres Leis'

tungsbild als er selbst'aufgewiesen hätten. Er sei infolgedessen auf,unterem Niveau ge'

prüft worden und habe nicht die Mögtichkeit gehabt, sich auszuzeichnen. lm Verlauf der

Strafrechts.PrüfunghabederPruferProf,-beider,FragenachVerfolgungs-
hindernissen seine zutreffenden Anlworten als ;,fa[sch" bewertet und ihn verunsichefi',Bei

seiner Anhilort auf eine Fiage im Zusammenhäng mit dem Hehlerei-Tatbestand sei lhm

das Wort abgeschnltten worden. Zu den Themen ,,Anstiftung" unil ,,Konkurrenzfragenu

t 
"frr, "r 

nichtlmehr Stellung nehmen können. ln der Wahlfachpnif ung habe ef die zur Prü"

lung.gestellten Aufgaben votlständig und umfassend gelöst. Dio Elnzelnote von 6 Punkten

im ülänffacn, Oie nicfrt näher begründet worden sei, sei daher nicht gerechtfertigt'

Die Beklagte holte Stellungnahmen der beteiligten Pnlfer ein, wegen deren lnhalts auf Bl

63.(Prof.b,Bl'67f'(Prof.-)'Bl.69f'(Prof..I)'Bl.71(MR

-) 

und Bl, 76 (Rechtsanwaltf) der Belakte { Bezug genommen wird'

.Duich Widerspruohsbescheid vom 07.08.2003 (2ugestellt am 12.08.2003) wies dei Be'

klagte.den Widerspruch des Klägers zurück. Zur Begründuhg filhde er aus, das Prüfungs'

verfahren sei bewertungsfehlerfrei durchgeführt worden. Die Prtifungskompetenz des

Zweitkorrektors stehe außer Zweifel, Die Ausfrihrungen des Klägers über seln Abschnei'

den.bei einer anderen Zu$ammensetzüng der Kandidatengrqppe beruhe auf reiner Spe'
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Am 11.09.2003 hat der Kläger Klage erhoben. Er wiederholt seinen Vortrag aus dem Wi-
derspruchsvet{ahren und füh11 vertiefend aus: lnfolge der Verzögerung bei der Korrektur
der Hausarbeit hätten sämtliche Kornmilitonen, die ebenfalls das Wahlfach lnternationales
Privatrecht $äwählt.hätten, ihr Examen zum Zeitpunkt seiner mündlichen Pilfung bereiis
abgeschlossen gehabt. Wäre er gemeinsam mit den Kommilitonen seiner Wahlfachgrup-
pe geprüft worden, hätte er erheblich bessere Leislungen nachweisen können. Es sei
auch zu beanstanden, dass der Wahlfachprüfer Prof . S bei der Prüfung des Klägers
keinerlei Zwischen. ocler Nachfragen gestellt habe. Der Prüfer hätte durch geeignete Fra-
gestellungen deutlich machen müssen, dass es ihm darauf ankam, ein beslimmtes Prob-
lenr herauszuarbeiten.

Qer,Kläger beantragt,

die Entscheidung des PrufungsauSschusses des Beklagten vom 17.12,2002,
das dem Kläger vom Beklagten enbilte Fnifungszeugnis vom 20.12.2002
und den Widerspruchsbescheid des Beklagten vom 07.08.2003 aufzuheben
sowie den Beklagten zu verpflichten; ihn nach einer Neubewertung seiner
Hausarbeit mit der Kennziffel'f'sowie einer emeuten mündlichen
Prüfung im Ptlichtfach ,,strafrecht" uncl im Wahlfach ,,lntemationales Privat.
rechl" über das Ergebnis.der l, juristischen $taatsprüfung neu zu beschei-
den,

'Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen

Er venieft seinen bisherigen Vortrag.

Das Gericht hat in der mündlichen Verhandlung irber die Behauptungen des Klägers, der
Prüfer Prof. E habe am 17j22002 (1.) auf die Prüfungsfrage nach ,,Verfol-
gungshindernissen" Antworten des Klägers ausdrücklich als ,,falsch" oder,,unrichtig" ge-
weflet und ihm (2.) auf Pnifungsfragen zum materiellen Strafrecht keine zusammenhän-
genden Antworten ermöglicht, sondern ihm das Wort abgeschnitten, Beweis durch Ver-
uur uuunu uur auuuun .rur. E. -,u,. t. Heultsaawa,L E E
_,.'.,ilUllluUell.vvegellue$cIgtJutlltisesueIbewel5aulIlallllle
wird auf das Sitzungsprotokoll Bezug g;enommen.

lm Übrigen nimmt das Gericht wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes Bez-ug

auf die zwischen den Beteiligten gewechselten Schriftsätze und den lnhalt des Verual-
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tungsvorgangs des Beklagten, die Gegenstand der mündlichen Verhancllung gewesen

sind.

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist nur zurn Teil begründet. Der Kläger macht mit Erlolg einen Bewer-

tungsfehler in seiner mündlichen Prufung im Pflichifach Straf recht geltend, während er mit

seinen gegen die Bewedung seiner Examens-Hausarbeit und seinet Leistungen in der

mündlichen Wahlfach-Prüfung gerlchteten Rägen nicht durchdringt'

L Hinsichtlich der vom Kläger angefertigten Hausarbeit ist das Prüfungsverfahren frei von

Vedahrensfehlern.

1' Der Kläger rügt zunächst, der Zweitkorrgktor seiner Hausarbeit habe für eine derartige

Korrektur nicht clie nntwendige Kornpet'enz gehabt; zudem leide die BewefiUng der Haus-

arbeit durch den Zweitkorrektor an Beweftungsfehlern. Diese Fragen sind vorliegend nicht

von Belang, denn tür die Prüfüng, ob das Ergebnis der Hausarbeit ordnungsgemäß in die

Gesamtnoie eingeflossen ist, ist ausschließlich auf die Rechirnäßigkeit des durch den

Prüfer Prof. ffi gefertigten Stichent$cheides abzustellen.

Gernäß $ 13 Abs. 1 tles Nds. Gesetzes zur Ausbildung der Juristinnen und Jurisien in der

Fassung des Anderungsgesetzes vom 16.10,1996 (Nds. GVBI. S.430; NJAG) wird iede

schrifttiche'Prüfungsleistung uon zwei Mitgliedem des Landesjustlzpdfr"rngsamtes nach'

einander bewette| Weichen die Bewertungen nicht um mehr als drei Punkte voneinander

ab und wird eine Einigung nicht eaielt, so gilt der Mittelwert. Bei größeren Abweichungen

setzt ein weiteres Mitglied die Note und Punktzahl fest; dabei kann es sich für eine der

bisherigen Bewe$ungen oder ttir eine clazwischen liegende PunKzahl entscheiden. Die-

ses Ver{ahren kam im vorliegenden Fall zur Anwendung,. nachdem der Er.s{korrektor die

Hausarbeit des Klägors mit 15, der Zweitkorrektor sie dagegen nur mit 6 Punkten bewer-

tet hatte.

Zur Vereintrarkeit eines Stichentscheidqs mit dem Grundsatz der Chancengleichheit hat

das Bundesverwaltungsgericht bereits durch Beschluss vom 15,12.1987 -7 B 216'87 :
(NV';'Z 1988, 437) Slellung genommen und dabei u' a. Folgendes ausgef ühlt:

. ,;Der Verordnunggeber ging offenbar davon aus " und durfte davon ausgehen -, daß

bei Bewertungen, clie auf einer Bewertungsskalavon 0 bis 18 Punkten nicht mehr

als 2 punkte voneinander abweiclron, der Mittelwert das Leistungsbild zutreffencl

widerspiegelt, Zwar läßt sich auch in diesen Fällen'nicht ausschließen, daß die Pru-

fer, wenn auch hier ein Einigungsverfahren vorgeschrieben wäre, sich nicht auf den
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Mittelwert, sondern auf einen cjarüber oder darunter liegenden Wert einigen würden,
so daß der von beiden Prüfern schließlich als richtig angesehene Wert nicht mit dern
Mittelwert identisch sein müßte. Angesichts der Grenzen, die dem menschlichen Er-
kenntnisvermögen bei cler Bewertung von Prüfungslelstungen wie überhaupt bei der
Beudeilung der geistigen Leistungen eines anderen Menschen mangels eines ge-

nAuen Maßstabes ohnehin gesetzt sincl, ist es aber nicht zu beanstanden, wenn der
Verordnunggeber die innerhalb einer Toleranzbreite von zwei Punkten liegenden
Bewedungen als gültig akzeptiert und als Note den Mittelwert für maßgebend er-
klätt, zumal nicht sicher wäre, ob die Prufer sich, wenn auch für diesen Fall ein Eini-
gungsverfahren vorgesehen würde, auf einen Wert einigen könnten. Der anderen-
falls erforderliche Stichentscheid böte angesichts der geringen Bewertungsdifferenz
keine Gewähr für eine rrrerklich gerechtere Beurteilung.

Einen anderen Sachverhalt, der eine anderc rechtliche Behandlung erfordert, sieht
der Verordnunggeber.; ohne Verstoß gegen den Gleichheitssatz -, wenn die Bewer-
tungen um mehr als zwei Punkte voneinander abweichen. Hier wird die nach seiner
Einschätzung noch hinnehmbare Toleranzbreite überschritten, so daß.Zweifel be-
stehen, ob die Bewerlungen tJas - trotz aller subjektiver Prägung - erreichbarc Maß
an Objektivität aufweisen. Die Folge ist, daß zunächst keine der beiden Bewefiun-
gen gültig ist...".

ln einer weiteren Entscheidung (Beschluss vom 07:09.1995 - 6 B 45.95 -, Buchholz 421 .0

Prüfungswesen Nr. 358) hat das Bundesvenrvaltungsgericht zur Stichentscheids-Regelung
in $ 18 Abs. 1 Satz 4 der Nds. Ausbildungsordnung für Juristen vom 21.01.1982 (Ncls.

GVBI, $. 1B), die mit der vorliegend einschlägigerr Regelung vergleichbar ist, wie folgt
ausgeführt:

,,Größere Beweüungsdifferenzen sind geeignet, Zweifel an der Objektivität zumin-
dest einer det' Bewertungen zu wecken. Dem soll durch ein besonderes Vrii{ahren
begegnet werden, indem ein Dritter (Präsident des LandesJustizprüfungsamtes oder
.ein von ihm bestimmter Prüfer), der bisher an dem Bewertungsvedahren nicht betei-
ligt war und dem gegenüber deshalb diese Zweifel nicht oder in geringerenr Maße
bestehen, die endgültige Notenfestsetzüng vornimmt."'

Aus dem Umstand, dass - mit dem Bundesven*altungsgericht - im Fall cjes Vorliegens der
Voraussetzungen für einen Stichentscheid keine dei ursprünglichen Bewertungen gültig
ist, ist'zu schließen, dass diese Korrekturen nicht mehr Gegenstand einer gerichtlichen
Überprüfung sind. Der Pnifling kanrr daher nicht dahin argumentieren, dass es zu diesem
Stichentscheid nicht gekommen wäro, wenn der Erst- ocler Zweitprüfer die Prüfungsarbeit
rechtmäßig bewertet hätte. Vielmehr kommt es ausschließlich aul das Ergebnis des
Stichentscheids an (Zirnmerling/Brchm, Prufungsrecht, 2. Auflage 2001, Rn. 829 f. mit
Nachweisen aus der Rechtsprechung; Zimnrerling/Brelrm, Der Prüfungsprozess, 2004,
Hn.40).
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Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 17'04'1991

:1 BvR 41gl|1und 213/83 ", BVerfGE 84, S. 35, 50 ff.), des Bundesverwaltungsgerichts

(urteil vom 30.01.1995 - 6C1lg2 -, NVwZ 1995; 800, 801) tind des Nds. oberverwal:

iungsgerichts (std. Rspr., vgl. Urteilvom 17.02.1998'10L4860ß5.-, UA S 11 f:)' der

sicii Oie'Kammer in ständigei Rechtsprechung angeschlossen hat (vgl. nur Urteil vom

30.10.2003 - 4 A4114101. -), erfordern Berufszugangsprüfungen schwierige Bewertungen'

die mit Rücksicht auf die Chancengleichheit aller Berutsbowerter im Gesamtzusammen-

hang des prüfungsverfahrens zu tÄrfen .sincl (BVer{G, a.a.o., S- 50 - 53). Daraus ergibt

sich:'ein auf prüiungsspezifische Wertungen bezogener Bewertulgsspielraum der Prü-

iungsbehörden, der die gerichtliche Kontrolle einschränkt' Die Gerichte haben hier nur' zu

pruien, ob die Prüfungsdehörden Verlahrensfehler lregangen gder aniuwendendes Recht

yerkannt haben, von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen sind, allgemein gültige

Bewefiungsmaßstäbo verletzt haben oder sich von sachfremden Erwägungen habel l9i-

ten tassei. Eine weiter gehende gerichtliche Kontrolle findet dagegen hinsichtlich fach-

spezifischer Wertungen statt. Lässt sich die Richtigkeit odör Angemes.cenheit von Lösun-

gen wegen der Eigenart der Pnifungsfrage nicht eindeutig bestimmen, haben die Prufer

it"ut arct', hier einen Bewertüngsspielraum, müssen aber auch dem Prüfling einen ange'

rnessenen Antwortspielraum einräumen. Eine vertretbare und mit gewichtigen Argumen-

ten folgerichtig begr:ündete Lösung dar{ nicht als {alsch bewertet werden- D,."1 Yl"]: "ll
gemeiner Bewertungsgrundsatz, der [ei berufsspezifischen Prüfungen aus Art' 12 Abs' 1

des Grundgeseizes (GG) folgt. Weiterhin clarf die gerichtlicho Willkürkontrolle nicht zu

stark eingeschränkt werden. Eine willkürliche Fehleinschätzung ist berelts dann anzu-

nehmen, wenn sie Fachkundigen als unlraltbaf erccheihen muss'

Dem fOlgend ,,überholt" der Sticherrtscheid nicht nur im Rahmen der Erst- oder Zweitkor-

rektur m6glichennreise vorliegende Bewedungsfehler, sondern auch sonstige Vorfahrens-

fehler. Der gesamte Vortrag des Klägers zur Qualifikation des Zweitpdfers seiner Haus-

arbelt bzw. iUr mögllchen Fehlerhaftigkeit der Bewetlung durch den Zweitprufer ist daher

im vorliegenden Ver{ahren infolge der Ferligung eines Stichentscheides nicht mehi rele-

vanl. Lediglich letzterer kann noch Gegenstancl prüfungsrechtlicher Rtigen sein'

2. Der Kläger rügt des Weiteren, der Stichentscheid weise Bewertungsfehler auf' Dem

folgt die Kammer nicht.

Zu den komplexen prufungsspezifischen Bewertungeh gehören z- B, Fragen der Gewich-

tung verschiedener Aufgaben untereinander' der Elnordnung des Schwierigkeitsgrades

der Aufgabenstellung oder der Würdigung der Qualität der Darstellung einer Prüfungsauf-

gabe. Um Fachfragen geht es demgegenüber, wenn bei einer Beurteilung juristischer Prü-

fungsiglstungen Methodik sowie Ad und Umfang der Darstellung in Bezug auf Lösungs-

ansatz und zur Prüfung gestellte Nortnen in ,Rede stehen. lnsbesondere ist der fachwis"

senschaftlichen frörterurig zugänglich, ob bei der Lösung eines mit der AufgalJe gestell-

ten Rechtsproblems die Prüiung einer Norm geboten, veftretbar oder fernliegend ist. Erst

wenn festsielrt, dass Votzüge und Mängel einer Arbeit unter Beachtung des dem Prufling
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zukommenden Antwortspielraums fachwissenschaftlich korrekt erfasst worden sind, und
sich sodann die Frage nach der Bewertung, insbesondere der richtigen Benotung stellt, ist
Raum lür die Annahme des prüfungsrechtlichen Bewertungsspielraums (BVerwG, Be-
schluss vorn 17.12.1997 - 6 B 55.97 -, DVBI. i99S,404).

Gemessen an diesen Grundsätzen leidet die Bewertung der Hausarbeit des Klägers
durch den Verfasser cles Stichentscheids nicht an Beurteitungsfehlern.

a. Der Kläger trägt zunächst vor, es dürfe nicht als falsch beweftet werden, wenn er bei
einem unklaren Sachverhalt die denkbaren Fallgestaltungen altcrnativ prufe, Er bezieht
sich clamit auf die Frage, ob nach der Aufgabenstellung der Hausarbeit eine bestimmte
Person (der Samenspender Z) bekannt ist oder nicht. Während der Zweitkorrektor die
Auslegung durch den Kläger als unzutreffend bezeichnet hat, führt der Verfasser des
$tichentscheides zu dieser Frage aus: ,,Verf. geht zurecht, jedenfalls vertretbar davon
aus, dass der Samenspender (Z) persönlich bekannt sei... Plötzlich soll der Samenspen-
dor nun doch nicht ermittelbar sein. Verf. fehlen zwar - das ist ihm nicht anzulasten - in-
soweit eindeutige Angaben im Sachverhalt (viel spricht allerdings dafür, dass Z bekannt
istl), aber es geht auch nicht an, sich den Sachverhalt jeweils so zurccht zu schneiden,
dass ein erorterungsfähiges und sozlsagen ,,passendes" Rbchtsproblem entsteht."

Die Rüge des Prüfers:erweist sich nicht als bewertungsfehlerhaft. Das Merkblatt des Be-
klagtbn lür die Anfertigung von Hausarbeiten enthält zu Unklarheiten im Sachverhalt fol-
genden Hinweis:

Stellt der.Pnifling im Aufgabentext einen auch durch Auslegung nicht zu beseitigen-
den Widerspruch fest, sollte er durch Anfrage beim Landesjustizprü{ungsamt eine
Klärung herbeiftihren. Bei bloßen Unklarheiten im $achverhalt ist von Rückf.ragen
abzusehen. Ob eine Auslegung odbr eine alternative Entscheidung angezeigt ist,
gehört zu der vom Prüfling zu erbringenden Leistung.

Die Anfoüigung einer Alternativlösung ist daher nicht per se fehlerhaft, sondern kann
durcttaus vertretbar sein, so cJass dem Prüfling insoweit ein Antwortspielraum zusteht.
Diesen Spielraum hat der Prüfer dem Kläger nicht abgeschnitten. Er kritisiert nicht die
Anfertigung einer Altemativlösung ,,an sich" und bezeichnet die Vorgehensweise des Klä-
gers nicht älb ,falsch", sondern rügt, dass der Kläger den Sachverhalt an verschiedenen
Stellen seiner Ausalbeitung jeweils unterschiedlich ausgelegt hat, um jeweils ein erörte-
rungsgeeignetes Rechtsproblem zu erhatten, Mit dleser Rüge bewegt sr sich niöht außer-
halb seines Bewedungsspielraums. Dies wird auch dadurch erkennbeii, dass er das Vor-
geheri im Folgenden als ,,Missgeschick" bezeichnet und gegen Ende seiner Beufteilung
ausführt:
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,,Man merkt, class ihr/ihm die Arbeit Spal3 gemacht hat; vielleicht war aber gerade

das der Gruncl dafür, class sich Verf. nicht streng und konsequent genug an die Au{'

gabenstellung gehalten hat und recht häufig mehr Wissen aufscheinen lassen woll-

te, als von der Aufgabe vedangt bzw. geduldet war. Ftlf eine Examenshausarbeit ist

das nun einmal eine ungeschicktg Vorgehensweige."

insgesamt lässt clie Kritik einen Bewefiungsfehler nicht erkennen.

b. lm Stichentscheid wird weiter Folgendes ausgeführt: ,,Wünschenswert, aber nach den

Vorgaben des Sachverhalts nicht zwingend erforderlich wäre ein Hinweis au{ die Anknüp-

tungsregelung in Art. 1B EGBGB gewesen". Dör Kläger ist der Auffassung, diese Anmer-

kung sei nicht nachvollziehbar. Nach dem Sachverhalt sei eine solche Prüfung ütrerflüs-

sig. Die Anrnerkung im Stichentscheid lässt Bewertungsfehler nicht erkennen. Der PrüJer

hat zum Ausdnick gebracht, dass er einen Hinweis au{ die genannte Regelung nach den

Vorgaben des $achverhalts nicht als zwingend edorderlich, sondern lediglich als wtin-

schensweft ansieht, und das Unterlassen eines entsprechenden Hinweises in der Arbeit

daher nicht als ,Jälsch" bezeichnet.

c. Schlielilich wird im Stichentscheid ausgefühfi: ,,lm Rahmen der Vertragshaftung des

Aates übersieht Verf. die Fragestellung, ob ein gesundes Kind überhaupt elnen $chaden

daraus herleiten kann, dass es geboren wurde". Der Kläger hält diese Beanstandung für

unzutreffend. Schadensersatzansprüche seien geprüft worden; wobei jnsbesondefe aus-

geführt worden gei, dass ein Körperschaden oder eine Körperbehinderung gerade nicht

vorliege uncl somit nur Schadensersatzansprüche eines gesunden Kindes zu prüfen sei-

en, Das Problem sei daher gesehen und auch erörted worden. Der Vedasser des $tich-

entscheides hat hieau in seiner Stellungnahme vom 03.04.2003 ausgeführt, Schadenser-

satzansprüche des Kindes seien in der Tat geprüft worden, jedoch nicht unter dem As-

pekt, den er in seinem Stichentscheid genannt habe.

Ein Bewertungsfehler liegt auclr insoweit iricht vor. Der Kläger hat in seiner Arbett (S. 36)

im Rahmen der P1)fung von Schadensersatzansprüchen gegen einen Arzt Folgendes

ausgefüh11:

,,Daboi ist zunächst festzuhalten, dass sich allein auf der Vornahme cler heterologen

lnsemination keine Ansprüche gegen den Ap7t begründen lasden, da festgestellt

werden konnte, dass diese an sich weder sitienwidrig noch gesetzlich verboten ist.

Es ist daher nach hinzukommenden Aspektgn zu suchen.

Dabei sind dräi mögliche Fallkonstellationen denkbar, in denen sich eine Schadens-

ersalzpflicht des Aates gegenüber dem Kind begninden ließe:

- Zunächst wäre denkbar, dass ein körpergeschädigtes Kind geboren wird, weil der

Aa-t die zur lnsemination verwendeten Spermien beschädigt hat'

- Außerdem wäre möglich, dass der Arzt kranke und somit ungeeignete Spermien

verwendet hat und daher ein körperbehindertes Kind geboren wird.
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- Zulelzt wäre der Fall zu bedenken, dass der Samenspender und damit der nach
dem oben Erörterten mögliche Unterhaltsschuldner aus Umständen nicht feststell-
bar ist, die sich dem Bereich cles behandelnden Aates zurechnen lassen."

lm Folgenden konzentriert sich der Kläger in seiner Prüfung auf die dritte Alternative. Er
geht däbei zwar davon aus, dass ein gesundes Kind geboren worden ist, prüft einen
Schadensersatzanspruch gegen den Azt jedoch nicht unter diesem sondem unter dem
Aspekt' dass ein möglicher Unterhaltschuldner aus Gründen nicht feststeilbar ist, deren
Ursachen in Bereich des behandelnden Aates liegen, Auch im Folgenden verbleibt es bei
diesem Aspekt der Prüfung. Der Kläger führt auf $. 40 f . seiner Arbeit aus:

,,Es ist jedoch anerkannt, dass ein Kind durchaus durch einen Akt geschädigt wer-
den kann, dem es seine Entstehung verdankt. Eine Schädigungshandlung könne

nämlich nicht nur in der Verschlechterung eines bereits bestehenden Zustandes
sondern auch in der Vereitelung der Entstehung eines normalen Zustandes gese-

hen werden. Genau diese Enlstehung eines normalen Zustandes wird aber in der
vorliegenden Fallkonstellation vereitelt, wenn es dem A durch das Verhalten des B

unmöglich gemacht wird, seinen genetischcn Vatcr in Edahrung zu bringen.

Ein kausaler Schaden ist somit im vorliegcnden Fall darin zu sehen, dass dem A
durch das Verhalten des B ein gesetzlicher Unterhaltsschuldner entgehl".

Aus diesen Formulierungen wird ersichtlich, dass der Kläger einen Schadensersatzan-
spruch nicht unter dem Aspekt pruft, ob ein gesundes Kind aus dem Umstand seiner Ge.
burt einen Schaden hedeiten kann. Dieses Problem ist jedoch wiederholt Gegenstand
gerichtlicher Entscheidungen gowesen (vgl. BVerfG, Urtell vom 28.05.1993 - 2BvF.2l9Q
u.a. -, BVertGE 88,203,296; LG Schwerin, Urteilvom 09.03,1995 -7 A264lS4 -, juris;

LG Düsseldorf, Urteilvom 02.12.1993 - 17 O 92/86 -, juris; BGH, Urteilvom 18.03.1980 -

Vl ZR 105i78 -, BGHZ 76,249), so dass die Anmerkung des Verfassers.des Stichent-
scheides, der Kläger habe diese Fragestellung übersehen, nicht bewedungstehlerhaf t ist.

ll. Die gegen die Durchiührung der mündlichen Prüfung gerichteten Rügen verhelfen der
Klage nur teilwelse zum Erfolg.

1. Der Kläger rr-igt eine Verletzung des prüfungsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsat-
zes, weil er infolge der Vezögerung böi del Korrektur seiner Hausarbeit nicht zum ur-
sprünglich für $eptember 2002 angekündigterr Pnifungstermin, sondem etwa drei Monate
später mündlich geprüft worden sei. Er trägt vor, zu dieser Zeit seien alle Kommilitonen,
die dieselbe Wahlfachgruppe wie er selbst gewählt hätten, bereits mündlich geprüft wor
den, Er sellrsi sei gemeinsam mit Kandiclaten geprüft worclen, die wesentlich schlechtere
Vorleistungen als er selbst hätten vonveisen können. Die Prüfung habe sich daher auf
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untereln Niveau abgespielt und er habe nicht die Möglichkeit gehabt, sich auszuzeichnen'

Mit diesem Vortrag dringt der Kläger nicht durch'

Der das Prüfungsvedahren beherrsehende Gleichbehandlungsgrundsatz gebietet, dass

für vergleichbu* nrutting" soweit wie möglich vergleichbare Prü{ungsbedingungen und

Bewertungskriterien gelten (Zimmerling/Brehm, Prüfungsrecht, a.a.o., Rn. 56)' Das Bun-

desvenrvaltungsgericht (Urteil vom 10.10.2002 - 6 C 7.02 -, NJW 2003, 1063) hat zur

Wahrung des prüfungsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes im Fall des Vorliegens

von Prüfungsmängeln Folgendes ausgeführt:

,,Haftet einer Prüfung ein rechtserheblicher Mangel an, lässt sich das Gebot der

Chancengleichheit zumeist nicht mehr in derselben Welse wie Lrei {etrlerfteiem Prü-

fung'sverlauf gewährleisten (vgl" Urteilvorn 6. $eptember 1995 - BVerwG 0 C.16'93

- Buchholz421.a Prufungswesen Nr.355 s. 102). lnfolge dessen kommen in sol"

chen Fä1en nicht selten mehrere Möglichkeiten der Fehlerkorreklur in Betracht'

Sondenegelungen des PrüfUngsablau{s können sich zudem in ihren Auswirkungen

als ambivalent erweisen. So mag beispielsweise die obligatorische Wiederholung

von Prüfungsteilen von einigen Prüflingen als Vorteil und dementsprechend von den

Mitpruflingen als bedenkliche Gewährung einer zusätzlichen Prüfungschance emp-

funden *"td"n, während andere ln lhr ledlglich eine Belastung sehen, die den

Nachteil, den sie durch den Prüfungsmangel erlitten haben, eher verstärkt als aus-

gleicht. Da somit in den Fällen eines Prüfungsmangels die Chancengleichl*jt tt-

gelmäßig nur annähernd wiederhergestellt werden kann, muss unter dem Blickwin-

kel der Art. 12 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 1 GG bei der Gestaltung der Prülungsbedin-

gungen, die dem Ausgleich des Mangels clienen, nicht auf jeden denkbaren Um-

stand Bedacht'genommen werden, aus dem sich ein Vorteil oder Nachteil für den

prüfling ergeben kann. Es ist vielmehr ausreichend, aber auch erforderlich, dass die

Prüfung tur inn insgesamt unter Bedingungen stattflndet, die mit tlenjenigen bei

normalem Prüf ungsverlau{ vergleichbar sind."

Was nach der Rechtsprechung deS Bundesverwaltungsgerichts im Fall einer mangelbe-

haiteten Prüfung gilt, muss gteichermaßen gelten, wenn -,wie voiliegend - eine zeitliihe

Veaögerung durch eine gesetzlich vorgeschriebene Variante des Prüfungsvedahrens -

nier: Oie Fertigung eines Stichentscheides - eingetreten ist. Der Beklagte hat den Kläger

nach abschließender Bewertung seiner Hausarbeit nichi anders lrehandelt, als andere

prüflinge in einem vergleichbaren Stadium ihres Prütungsverfahrens, sondern ihn einer

der nächsten Gruppe von Pruflingen zur milndlichen Prüfung zugewiesen. Diese fand

daher unter Bedingungen statt, die Oinem norrnalen Prufungsverlauf entsprechen' Abge'

sehen davon kann ein Pnifling aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz ohnehin nicht den

Anspruch herleiten, einer in blstimmter Weise zusammengesetzten Gruppe vorr Pt'üflin-

gen zugewiesen zu werden. Unabhängig von seinem Kenntnisstand oder anderen per'

sönlichen Merkmalen inuss jeder Prüfling glelchermaßen clamit rechnen, seine l(enntnis-

se in einer wie auch itltler zusallmengesetzten Gruppe von Prüflingen unter Beweis

stellen zu müssen. Die vom Bundesverwaltungsgericht in der zitierten Entscheidung an-
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geführte mögliche Ambivalenz der Auswirkungen eines durch Sonderregelungen beein-
flussten Prüfungsverlauf isi auch insoweit zu lrgobachten: Während die Prüfung in einer
leistungsschwächeren Gruppe von Kommilitonen für den einen Prüfling belastencl er-
scheinen mag, karrtt sie sich für elnen ander.en Prülling,.cler aus dieser Gruppe deutlich
heraussticht, durchaus als vorteilhaft enrueisen. Die Vermutungen des Klägers, er hätte
besser abgeschnitten, wenn er mit l(ommilitonen der gleichen Wahlfachgruppe bzw. in
einer leistungsstärkeren G*ppe von Pniflingen geprült worden wäre, beruht letztlich auch
auf bloßer Spekulation.

2. Gegen die Prüfung inr Wahlfach ,,lntemationales Privatrecht" wendet der Kläger ein, er
habe den zur Prüfung gcstcllten Fall, der ein sog. Klassiker und unter dem Stichwort ,,lta-
lienische AutohypotheK'bekannt sei, ausführlich und unter Berücksichtigung aller relevan-
ten Gesichtspunkte dargestellt. Für diese Fnifung habe er tediglich 6 Punkte orhalten,
ohne dass diese Bewerlung näher begründet worden sei Seine ieistung seijedoch inso-
weit mindestens mit,,gut" zu bewerten.

Der Zeuge Prof . S hat sich hieau in einer $tellungnahme vom 09,05.2003 ausführ-
lich geäußert. Er führt zusammenfassend aus, der Kläger habe zwar untcr Beweis ge-
stellt, class ihm das Problem als solches geläufig sei, habe sich jedoch nur eingeschränK
in der Lage gezeigt, au{ die konkrete Fragestellung des Falles einzugehen. Weseniliche
Probleme des Falles seien nur ansatzweise bzw. nicht angesprochen worden. Die Bewer-
tung als ,ausreichend" sei daher nach Übeaeugung des Prüfungsausschusses zutreffend
und angemessen gewesen. Diese Außerung lässt Bewertungsfehler nicht erkennen. So-
weit der Kläger'der Ansicht ist, seine Leistung sei mindestens mit der Note ,,gut', zu bewer-
len, isl dies lediglich seine eigene subjektive und der Bewedung durch den Pnifungsaus-
schuss zuwiderlauf en<Je Einschätzung.

Der Kläger kann sich auch nicht darauf berufen, der Zeuge prof. !$ffi hätte das prü-

lungggesprach durch entsprechende Zwischenfragen sieuern müssen, lnnerhalb des zu-
lässigqn Prüfungsstoffes liegt es im geriihtlich nur beschränkt nachprüfbaren Beu*ei-
lungsspielraum des Prüfers, die PnSfungsthemen zu bestimmen (Zlmmerling/Bpfut1, prü-
fungsrecht, a,a.o,, Hn. 248). Eine verpflichtung des prüfers, einen prüfling darauf hinzu-
weisen, dass seine Ausführungen ergänzungsbedür{tig sind, ergibt sich wecler,aus clem
Gebot der Chancengleichheit noch aus dem Fairnessgebot. Unterschiede zum Beispiel in
der auf den einzelnen Prüfling entfallenden Pnilungsieit, ln der Zahl und im Schwierig-
keitsgrad der Fragen und in der Reaktion der prüfer: auf die Antworten der prüflinge sind
unvermeidbar prüfungsimmanent und stellen deshalb noch keine Verletzung des Grund:
satzes der Chancengleichheit dar, Eine solche Verlelzung setzt vielmehr oine deutliche
,,Schieflage" des Prüfungsgesprächs uncl damit eine Situation voraus, in der insgesamt
von einer Vergleichbarkeit der Pnifungsbedingungen nicht mehr die Rede sein kanrr
(Zimrnerling/Brehm, Pnlfungsrecht, a.a.o., Rn, 249). Auf eine .solche schieflage deutet
hier nichts hin.
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.schließlich kann der Kläger auch nicht mit Erfolg rügen, das Ergebnis der Wahlfachprü'

{ung sei nicht näher begründet worden. Laut Protokoll der mündlichen Prüfung vom

t?.iz.Zaaz, das vonr Zeugen Prof. re als dem Vorsitzenden der Prüfungskom-

mission unterschrieben worden ist, wurde die Bewertung der mündlichen Prüfungsleistun-

gen erläuted. Abgeselren davon wäre eine fehlende Begründung im Flechtsbehelfsverfah-

ien in for* der Stetlungnahme des Zeugen Prof. E nachgeholt worden. Zumindest

dadurch wurcle der Zweck der aus Art. 12 Abs. 1 und Att. 19 Abs. 4 GG hergeleiteten Be-

gründungspflicht erreicht, den Pnifling in die Lage zu versetzen, zu überprüfen, ob die

prüfer die Richfigkeitsentscheidung zutreffend und bei den sog. prüfungsspezifischen

Beweftungen keine aus Sicht eines Fachkundigen willkürliche Entscheidungen getro{fen

haben (Zimmerling/Brehm, Prüfungsrecht, a.a.O., Rn. 396).

3. Zur Durchführung der mündliohen Prüfung im Pflichtfach Strafrecht trägt der Kläger

u. a. vor, der Zeuge Prof. ffi habe bei der Frage nach Verfolgungshindernissen

die zutreffentJe Antwort ,,strafunmündigkeit" als ,,falsch" bewertet. Dies habe zu einer er-

heblichen Verunsicherung des Klägers geführt, die auch clen weiteren Verlauf der Prüfung

' negativ beein{lusst habe,

Die Kammer hält nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme die Behauptung des Klägers,

der Zeuge Prof, KEEffi habe seine Antwort äls ,,talsch!'bezeichnet, für erwiesen' Sie

stutztciiäsimWesentiichenauicieAussagecierZei;grnffig.DieZc;g'i,
deren Glaubwürdigkeit für das Gericht außer Zweifel steht, nahm als Zuhörerin an der

mündlichen Prüfung deS Klägers teil,'Sie hat ausgesagt; sie könne sich genau daran erin-

nern, dass der Zeüge PrOf. ftryfF, der im Rahmen der Strafrechts-Prufung nach

Verlolgungshindemissen gefragt habe, auf die Antwört ,,$tralunmündlgkeit" tJes 
T'3n::

entgegnet habe: ,,Nein, das ist falsch. Wenn jemand strafunmündig ist, ist er schuldunfä'

hig, Dies ist kein Prozesshindernis". Die Zeugin hat gegenuber dem Got1cht plausibel be'

gÄndet, warum sie sich an diesen f,eil der Früfung besonders gut erinneft, Sie hat.hieau

ausgesagt, die Frage nach den Verfolgungshindernissen habe sie auch in ihren eigeneri

prüfungen sowohl im ercten als auch im zweiten Juristischen Staatsexamen beschäftigt.

Sie habe sich hieau eine Karteika*e angelegt,, auf cler sie die Prozesshindernisse ver-

zeichnet gehabt habe. Neben anderen möglichen Antworten habe sie auf der Rückseite

dieser Karte auch die AntwÖrt ,,strafunmündigkeif' notiert gehaht' lmmer, wenn sie das

WOrt,,Strafunmündigkeit" lese, erinnere sie sich an die mündliche Prüfung des Klägers, in

.derderzeugeProf.wdieseAntwortals,Jalsch..bewertethabe.Sieseiseiner.
zeit richtiggehend erschrocken, da sie an der Stelle des Klägers dieselbe Antwod gege-

ben hätte. Der lnhalt der Aussage erklärt hinreichend, warum siih die Zeugin gende an

diesen Teil einer mehrere Jahre zurückliegenden Prüfungssituation genau,erinnern konn-

te,währendsiekelneErinnerungdat:anhatte,obderZeugeProf.@weitere
Antwo*'en des Klägers gleichfalls als ,Jalsch" bezeichnet hal.

i
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Die Zeugin hat keine porsönlichen Beziehungen zum Kläger oder seiner Ehef rau, die den ,

Beweiswert ihrer Aussage in Frage stellen könnten. lhre Aussage ist klar, sicher und
glaubhafl D!9 Aussagen der Zeugen prof..I, prof. j und Rechrsanwalt
I sr-rü irrvrrr gvcr5itr6i, ürü auigiuno uer Aussage oer Zeugtn 

- 

ge-
wonnene Erkenntnis in Frage zu stellen. Der Zeuge Prof. I hat ausgesagt, ei ,

könne sich nicht mehr erinnern, ob er die vom Kläger gegebene Antwofi als ,,falsch,,.oder
,,unrichtig" bewerlet habe. Er halte dies jedoch ttr unwänäcneinlich, weil er ais tangjährig
erfalirener Prüfer solche Außerungen vermelde, Der Zeuge Prot.,!f tonnte sictr
daran erinnein, das$ der Zeuge proi. I auf die Aitwort,dtäjil*ündigkeit,des
Klägers nachgefragt habe und dass es aufgrund der Nachfrage zu Unklarheiten gekom-
mep sei. Er haba sich bei dieser Antwort in seinen Aufzeichnungen ein ,,(+/-)" notiert.
Nach seirrel durch Elnsichtnahme in diese Aufzeichnungen rekoistruierten Eiinnerung
schließe er aus, dass Prof. fll die Antwort des Klägers als ,,falsch" oder,,unrich-
tig" tlezeichnet habe, da er in dlesem Fall ein (-)-Zeichen notiert hätte. Der Zeuge Rechts-
anwalt r hat ausgesagt, er könne sich nicht an Einzelheiten der prüfung und insbe.
sondere nicht daran erinnern, dass der Zeuge Prof. I auf Antworton des Klä-
gers die Fonnulierung ,,fd$ch" oder,,unrichtig" gewählt hane. bie Aussagen der pnifer
sind insgesamt wenig ergiebig. Dies gilt auch für die Aussage des Zeugen prof, f,
der ausdrücklich darauf hingewiesen hat, dass er auf seine Aufzeichnungen trrüct greiten
nrusste, um sich oen Rblaur der prüfung wleder in Erinnerung zu rutJn. Der UÄtand;
dass der Zeuge Prof. f bei der Antwort ,strafunmündigkeit" des Klägers das Zei-
chen ,,(r'l')l'notiert hat, steh! der Möglichkeit, dass der Zeuge Prof.I die Ant-
wort des K!ägers als falsch bezeichnet hat, nicht zwingend entgegen. Die Auösage lässr
dies letztlich offen und ist. daher nicht geeignet, die kiare, einJeutige' und auf konkreter
Iiinnerung beiuhende Aussage cierZeugin I in Frage zu steilen.

lndem derZeuge Prof. 

- 

die Antwort,,strafunmündlgkelt" des Klägers als falsch
o-ewertet hat, hat er dessen Antwortsplelraum missachtet. Der Begriff der Stratunmündig-
keit wird in der Literatur als Beispiel für ein Prczesshlndemis bezeichnet (Klein-
knechvtr/eyer-Goßner, stPo,45. Auflage 2001, Einl. Rn. 14s; Tröndle/Fischer, stGB, s2.
Auflage 2004, $ 19 Rn. 2 wie bereits 50. Auflage 2001). Danach war die Antwort des Klä-
gels vertretbar und hätte vom Prilfer nicht als ,Jalsch" bezelchnet werden dürfen, Die Be-
wertung der Leistungen des Klägers in der mündllchen Strafrechts-Prüfung leldet daher
unter einem Bewertungsfehler.

E$ ist auch nicht auszuschließen, dass sich dieser Bewerlungsfehler auf das Ergäbnis der
Prüfung des Klägers ausgewirkt hat. Es besteht die Möglichieit, dass die Bewärtung der
Leistungen in der Sfrafrechts-Prü{ung bereits aufgrund des bloßen Umstands, Cass Cie
Antwort als ,,riclltig" oder ,,verlretba/, bewertet worden wäre, besser ausgefallen wäre.
Darüber hinaus ist nicht auszuschlidßen, dasb der Kläger durch die ,tsewertung Ceiner
(zumindest) vertretbaren Antwort als ,;falsch" verunsicheü'und infolgedessen ln seiner
Leistungsfähigkeit beelnträchtigt worderr lst.
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Der Kläger ist infolgedessen berechtigt, die mündliche Prüfung im Pflichtfach Strafrecht zu

wiederholen. Dagegen scheidet eine bloße Neubewertung dieses Prüfurtgsteits aus' Eine

v-er1ässliche Entscheidungsgrundlage für eine solche Neubewertung existierl rrach Ablauf

rnehrercr Jahre nicht mehr, zumal sich die Prüfer an cJen Ablauf der Prüfung nur noch

unklar erinnern (Vgl. zu det Frage, unter welchen Umständen eine Prüfung neu bewertet

werden kann bzw. wiederholt werden muss: BVer{G, Beschluss vom 16.01'1995'1 BvR

1505/94 -, NVwZ 1995, 469; BVerwG, Udeil vom 19.12'2001- 6 C 14'01 -' DVBI' 2002'

973; Zimmerling/Brehm, Der Prüfungsprozess, a.a.O., Rn. 291 m' w' N')' Der Kläger ist

auch nicht dazu gezwungen, die gesamte mündliche Prüfung zu wiederholen' Das Bun-

desvenrvaltungsgericht (udeil vom 19,12.2001, a.a.o.), dem die Kammerfolgt, hat in ei-

nem vergleichbaren Fail ausgeiührt, die emeute Prüfung sei so zu gestalten, dass durch

den Zeitablauf hervorgeiufene Erschwernisse der Püfung im lnteresse des Prilflings.im

gebotenen Umfang aufgefangen würden und der Prüfling bei der erneuten Prüfung den

geringst möglichen Nachteil edeide. Diesem Gesichtspunkt werde in der Regel dadurch

äntsplocnen, dass der Prutling lediglich denjenigen selbständig zu bewertenden Prü'

fungsteil e(neul abzulegen habe, dem der rechtserheblicherMangel anhafte.

Auf die Fragen, otr im Verlauf der Strafrechts'Prüfung weitere Antworten des Klägers

gleichfalls als ,Jalsch" trezeichnet worden sind und ob ihm durch den Zeugen Prof' E
E in vedahrensfehlertrafter. Weise das Wort abgeschnitten worden ist, kommt es

danach nicht mehr an.

'lll. Die Kostenentscheidung beruht auf $ 155 Abs. 1 S. 1 VwGO. Die Kostenquote ergibt

..sich daräus, dass der,Kläger Mängel in zwei Fächern der mündlichen Prüfung, deren Ge-

wicht imrExamen mit jewäls 10% anzusetzen ist, sowie in der Hausarbeit gerugt hat, de-

ren Gewicht ZO "/o der Prüfungsgesamtnole beträgt. Da die Klage nur hinsichtlich der

mtrndliöheri Prüfung in einem Fäch Erfolg hat, werden dem Kläger die Kosten zu 314 auf'

erlegt.

Jie Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit ergeht nach $ 167 VwGO i'V,m'

S$ 708 Nr. 11, 711 ZPO.

Rechtsmittelbelehrun g

Gegen dieses Urteil ist die Berufung nur zutässig, wenn sie von dem Niedersächsischen

Obärverwattungsgericht in Lüneburg zugelassen worden ist' Die Zutassung der Berufung

lst innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urtells zu beantragen. Der Antrag ist

'- bqi dem 
Veruartungsgericht Götiingen,
Berliner Straße 5, 37073 Göttingen, oder
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